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DRAHTSEILAKT 
TERRORISMUSBEKÄMPFUNG 

Verfassungsrecht

Müssen wir für mehr Sicherheit  
unsere Freiheit beschneiden? 

Theresa Bosl untersucht, wie die  
Terrorismusbekämpfung  

in Deutschland reformiert  
werden könnte.

heitsbehörden, die operativ in der Terrorismusbekämpfung 
tätig sind. Dazu gehören etwa der Bundesnachrichtendienst 
(BND), das Bundeskriminalamt (BKA), das Bundesamt für 
Verfassungsschutz (BfV) und die jeweiligen Landesbehör-
den“, erläutert Bosl. Gemäß Artikel 30 und 83 des Grund-
gesetzes seien zunächst primär die Landesbehörden für die 
Terrorismusbekämpfung zuständig, die Bundesbehörden 
würden nur in Ausnahmefällen tätig. Auf beiden Ebenen 
müsse man die Arbeit der Polizeibehörden und der Nachrich-
tendienste voneinander unterscheiden.

Eine länderübergreifende terroristische Bedrohung wie 
im Fall des Terroristen Anis Amri kann in die Zuständigkeit 
sowohl des Bundes als auch des betroffenen Bundeslandes 
fallen und damit auch zu unterschiedlichen Regelungen, 
Einschätzungen und Entscheidungen führen. „Amri reis-
te regelmäßig zwischen Berlin und NRW hin und her, und 

Am 19. Dezember 2016 lenkte der Tunesier Anis Amri 
einen gestohlenen LKW in die Menschenmenge auf 
dem Berliner Weihnachtsmarkt am Breitscheidplatz, 

tötete zwölf Menschen und verletzte mehr als 100. Der isla-
mistische Terroranschlag zur Weihnachtszeit erschütterte 
die Bundesrepublik. Fünf Jahre, tausende Aktenordner, mehr 
als 100 Sitzungen und Vernehmungen später bescheinigte 
der Abschlussbericht des zuständigen Untersuchungsaus-
schusses des Bundestages den Sicherheitsbehörden große 
Fehler. Theresa Bosl, Doktorandin am RUB-Lehrstuhl für 
Öffentliches Recht von Prof. Dr. Pierre Thielbörger, war wis-
senschaftliche Mitarbeiterin im Ausschuss zur Aufarbeitung 
des Attentats. Nach Abschluss der parlamentarischen Unter-
suchung lässt der Fall Amri die Juristin nicht los: Wie können 
Behörden künftig effektiver auf ihnen bekannte Anschlags-
pläne reagieren und diese verhindern? In ihrer Doktorarbeit 
deckt Bosl Defizite der Terrorismusbekämpfung auf und er-
örtert Reformoptionen aus verfassungsrechtlicher Sicht.

„Im Untersuchungsausschuss wurde immer wieder die 
Schuldfrage gestellt“, erinnert sich die Doktorandin. Viel 
drängender und interessanter sei jedoch die Frage: Wie kann 
man solche Anschläge in Zukunft verhindern? In der Politik 
würden immer reflexartig Forderungen nach mehr Zentra-
lisierung von Befugnissen oder Kompetenzerweiterungen, 
etwa zur Überwachung, laut. Doch sind diese Forderungen 
berechtigt? Liegen die Probleme in der nationalen Terroris-
musbekämpfung, wie etwa im Fall Amri, tatsächlich in föde-
ralen Strukturen und mangelnden Kompetenzen begründet, 
oder sind sie vielleicht auf andere Defizite zurückzuführen? 
Was müsste verbessert werden? Diesen Fragen geht Bosl in 
ihrer Doktorarbeit auf den Grund.

Dazu nimmt die Juristin die Behörden und die grundge-
setzlichen Vorgaben zu ihren jeweiligen Zuständigkeiten und 
Aufgaben genauer unter die Lupe. „Mein Fokus liegt dabei 
auf den Exekutivkompetenzen, also auf denen der Sicher-

Juristin Theresa Bosl studiert die einschlägi-
gen Artikel des Grundgesetzes und untersucht 
deren genauen Wortlaut. (Foto: dg)
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Das Denkmal am Breitscheidplatz erinnert an die 13 Opfer 
des terroristischen Attentats. Teil des Mahnmals ist ein 
knapp 17 Meter langer, goldener Riss im Boden. (Foto: 
picture alliance/dpa | Christoph Soeder)

▶

damit überschnitten sich nicht nur die Zuständigkeiten der 
verschiedenen Bundesländer, sondern auch die der unter-
schiedlichen Sicherheitsbehörden wie Polizei und Verfas-
sungsschutz“, erklärt Bosl.

In ihrer Analyse der Sicherheitsstrukturen bemängelt die 
Juristin vor allem, dass effektive Kooperationsmechanismen 
fehlen. „Das Fatale im Fall Amri war, dass die beiden Bundes-
länder verschiedene Auffassungen zu seiner Gefährlichkeit 
hatten und daher sich widersprechende Maßnahmen ergrif-
fen, die Amri misstrauisch werden ließen und somit einen 
Ermittlungserfolg verhinderten“, erklärt Bosl.

Wie lässt sich das Problem lösen? Die Wissenschaftlerin 
schlägt vor, Plattformen, in denen sich Vertreterinnen und 
Vertreter aller Sicherheitsbehörden täglich austauschen, wie 
etwa das Gemeinsame Terrorismusabwehrzentrum, zu stär-
ken. „Es gibt in diesen Zentren aktuell keine verbindlichen 

Absprachen und Vorgaben dazu, welche Arbeitsschritte wel-
che Behörde bei welchem Gefährdungspotenzial einzuleiten 
hat“, kritisiert Bosl. Die Durchsetzung einer solchen Lösung 
sei jedoch aus verfassungsrechtlicher Perspektive proble-
matisch: „Diese Austauschplattformen sind bisher nicht ge-
setzlich geregelt. Der intensive und unregulierte Datenaus-
tausch beeinträchtigt das Grundrecht auf informationelle 
Selbstbestimmung.“ Bosl fordert daher verbindliche Rechts-
grundlagen zu schaffen – zum Schutz der Grundrechte und 
zur Verbesserung der Kommunikation. „Die Ermittlungen 
im Untersuchungsausschuss haben gezeigt, dass die Politik 
den Sicherheitsbehörden keinen Gefallen tut, wenn es keine 
Rechtsgrundlagen gibt und die Zuständigkeiten ungeklärt 
sind“, resümiert die Juristin.

Bosl diskutiert in ihrer Arbeit daher auch die Idee, im Sin-
ne einer Zentralisierung die Bundesbehörden BKA und BfV 41
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mit eigenen Ermittlungs- und Weisungsbefugnissen auszu-
statten, damit künftig bei länderübergreifenden Sachverhal-
ten einheitlich vorgegangen werden kann. „Möglicherweise 
hätte es im Fall Amri die Ermittlung verbessert, wenn das 
Bundeskriminalamt Weisungen an die betroffenen Landes-
kriminalämter hätte erteilen dürfen.“ Auch prüft sie, ob das 
Grundgesetz diese Erweiterung zulassen würde oder ob die 
beiden Ämter als Zentralstellen auf die bloße Koordinierung 
zwischen den Bundesländern beschränkt bleiben müssen.

Unterkomplexe Antworten, höchstkomplexes Problem
Die Doktorandin gibt zu bedenken: „Forderungen nach Zen-
tralisierung und Ausweitung der Befugnisse sind unterkom-
plexe Antworten für ein höchstkomplexes Problem.“ Zwar 
könnten föderale Strukturen zu Effektivitätsverlusten führen, 
aber das Hauptproblem liege dann meist in der Kooperation 
oder Koordination begründet und nicht an der eigentlichen 
Kompetenzverteilung. Theresa Bosl ist überzeugt: „In der 
Regel sind es gerade die lokalen Sicherheitsbehörden, die die 
relevanten Szenen und Akteure am besten kennen und somit 
die zuverlässigsten Gefährdungseinschätzungen vornehmen 
können.“ Problematisch könne dies natürlich dann werden, 
wenn eine Gefahr mehr als ein Bundesland betreffe. Dies 
gelte besonders dann, wenn die betroffenen Bundesländer 
unterschiedliche Ansätze verfolgen: „Es gibt dann keine Letz-
tentscheidungsinstanz“, sagt sie.

Die Wissenschaftlerin sieht ein weiteres akutes Problem 
in der derzeitigen Behördenstruktur. „Unsere Sicherheitsbe-
hörden sind in die Bereiche von innerer und äußerer Sicher-
heit eingeteilt: Während der BND für terroristische Gefahren 
aus dem Ausland zuständig ist, ist das BfV für nationale ter-
roristische Gefahren verantwortlich“, erklärt sie. Diese Auf-
teilung sei veraltet und entspreche nicht mehr der Realität. 
„Heute agieren Terroristinnen und Terroristen global, indem 
sie sich digital vernetzen und relativ mühelos Grenzen über-
queren“, schildert Bosl. Es gebe nicht mehr den nationalen 
und den internationalen Terrorismus. „Das beobachten wir 
nicht nur im Bereich des islamistischen Terrorismus, son-
dern auch im Rechtsterrorismus.“ Ihr Vorschlag lautet daher, 

die Behörden nach Phänomenbereichen zu gliedern und um-
zuorganisieren. Für bestimmte Strömungen seien ein spe-
zielles Fachwissen und besonderes Verständnis der Szenen, 
Codewörter und Umfelder gefragt.

Ebenso reformbedürftig findet Theresa Bosl die Arbeit der 
vielen Kontrollorgane und Gremien, die die Arbeit und Vor-
gänge in den Sicherheitsbehörden überprüfen. Dass es diese 
Fülle an Kontrollgremien, wie etwa die G10-Kommission, das 
Parlamentarische Kontrollgremium oder den Bundesbeauf-
tragten für Datenschutz und Informationssicherheit, gibt, 
sei ein wichtiger Schritt in die richtige Richtung. Die Anzahl 
allein trage jedoch nicht zur Effektivität bei. „Bislang sind 
diese Kontrollgremien nur mit unzureichenden Überprü-
fungsmöglichkeiten ausgestattet. Das hat auch das Bundes-
verfassungsgericht für die Kontrolle des BND ausdrücklich 
festgestellt“, erläutert Theresa Bosl. Sie überprüft, ob es effek-
tiver wäre, statt einer Vielzahl von Gremien mit unzulängli-
chen Befugnissen, die Kontrolle zu bündeln und geschulteres 
Personal einzubeziehen.

Zuletzt kritisiert Bosl, dass die Kompetenzen der Behör-
den und ihre Befugnisse nicht nur unzureichend kontrol-
liert, sondern auch intransparent kommuniziert würden. 
Was passiert in den einzelnen Behörden? Wie konkret muss 
die Gefahr für ein Einschreiten sein? Unter welchen Voraus-
setzungen darf der Staat Informationen sammeln und Daten 
speichern? Wer darf mich wann überwachen? Bosl findet es 
höchst problematisch, dass in der Terrorismusbekämpfung 
Bürgerinnen und Bürger nicht wissen können, ob sie von ver-
deckten Maßnahmen, wie etwa dem Einsatz von Staatstroja-
nern, persönlich betroffen sind. „Im Grundsatz muss es doch 
möglich sein zu verstehen, was die Sicherheitsbehörden ma-
chen, zumindest abstrakt“, so die Bochumer Juristin. Umso 
wichtiger sei es deswegen, konkrete rechtliche Grundlagen 
dafür zu schaffen, wie mit Daten umgegangen würde, die Be-
hörden stärker zu kontrollieren, für mehr Transparenz in der 
Öffentlichkeit zu sorgen.

Dabei gehe es nicht darum, grundsätzlich Misstrauen in 
den Staat zu schüren. „Wir sind uns alle einig, dass Sicherheit 
ein wertvolles Gut ist. Und dass effektiv gehandelt werden 

 
DAS FATALE IM FALL AMRI WAR,  
DASS DIE BEIDEN BUNDESLÄNDER  
VERSCHIEDENE AUFFASSUNGEN ZU  
SEINER GEFÄHRLICHKEIT HATTEN.  

Theresa Bosl 
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muss und wir Eingriffe in unsere Grundrechte hinnehmen 
müssen. Aber nicht in unverhältnismäßigem Maße. Und vor 
allem nicht so intransparent, dass die Öffentlichkeit nicht er-
kennen kann, was denn da überhaupt passiert.“ Die staatliche 
Aufgabe, alle Formen des Terrorismus zu bekämpfen, ergäbe 
sich aus der Pflicht des Staates, Leib und Leben seiner Bürge-
rinnen und Bürger zu schützen.

Der Staat dürfe aber auch hierbei die übrigen Grundrech-
te seiner Bürgerinnen und Bürger nicht unverhältnismäßig 
beeinträchtigen. „Wir wissen aktuell schlicht nicht, wenn un-
sere Grundrechte betroffen sind. Dies macht die Durchset-
zung persönlicher Rechte und Kontrolle solcher Maßnahmen 
auf dem gerichtlichen Wege praktisch unmöglich“, so Bosl. 
Grundrechtliche Bedenken und Geheimhaltungsinteressen 
müssten gegeneinander abgewogen und eine schonende Ba-
lance zwischen freiheits- und sicherheitsrechtlichen Erwä-
gungen gefunden werden.

Aktuell prüft Bosl, ob die herausgearbeiteten Reformopti-
onen mit der Verfassung vereinbar wären: Gibt es Vorgaben 
im Grundgesetz, die den Reformen im Wege stehen können? 
Erlaubt das Grundgesetz eine Aufteilung in bestimmte Phä-
nomenbereiche? Wäre es möglich, Kontrollorgane umzu-
strukturieren? Dazu studiert die Juristin die einschlägigen 
Artikel des Grundgesetzes, untersucht deren genauen Wort-
laut und erörtert den Zweck der Vorschriften. Neben den Ge-
setzestexten bezieht sie auch die historische Entstehungsge-
schichte der Artikel, ihre Auslegungen durch Gerichte sowie 
die Berichte der Untersuchungsgremien in einzelnen Fällen 
(Anschlag auf Breitscheidplatz, NSU, Mord an Walter Lübke) 
mit in ihre Analyse ein.

Bosl hofft, mit ihrer Arbeit den Reform-Diskurs in Poli-
tik und Gesellschaft anzustoßen. Ihre Forschung soll dazu 
beitragen, dass zukünftige Reformen langfristig zu struktu-
rellen Verbesserungen der Terrorismusbekämpfung führen, 
ohne dabei das Gleichgewicht zwischen Freiheit und Sicher-
heit zu gefährden. Im Idealfall ließe sich so das Risiko für ein 
Terror-Attentat wie im Dezember 2016 künftig reduzieren.

lb

   	 DIE SICHERHEITSARCHITEKTUR DER BRD
Die Kompetenzbereiche der Nachrichtendiens-
te und Polizeibehörden sind gemäß der deut-
schen Verfassung klar voneinander getrennt. 
Im Unterschied zu den Nachrichtendiensten 
arbeiten die Polizeibehörden offen und haben 
das Recht, direkt einzugreifen, wenn eine 
konkrete Gefahr besteht. Nachrichtendienste 
ermitteln verdeckt, sammeln großflächig 
und im Geheimen Informationen, dürfen aber 
nicht aktiv tätig werden. Das Bundesamt für 
Verfassungsschutz ist dabei ausschließlich 
für innere und der Bundesnachrichtendienst 
für auswärtige Angelegenheiten zuständig, 
während der militärische Abschirmdienst sich 
um Belange der Bundeswehr und der Verteidi-
gung kümmert.

TERROR
Terrorismus beschreibt schwerwiegende 
Straftaten, die das Sicherheitsempfinden der 
gesamten Bevölkerung beeinträchtigen oder 
beseitigen. Darin unterscheidet sich Terro-
rismus von anderen Straftaten: Er richtet 
sich gegen die Bevölkerung als Ganze, greift 
großflächig die freiheitlich demokratische 
Grundordnung und Werte der Bundesrepublik 
Deutschland an.

Was geht hinter den Türen des Bundesnach-
richtendienstes vor? (Foto: S. J. Müller / BND)
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REDAKTIONSSCHLUSS

„Der Angriff auf die Ukraine ist ein An-
griff auf uns alle. Frieden, Demokratie 
und Freiheit sind bedroht. Unsere Solida-
rität gilt der gesamten ukrainischen Be-
völkerung. Wir begrüßen und unterstüt-
zen alle Maßnahmen, die helfen, das Leid 
zu lindern und Putins Krieg zu stoppen. 
Wir positionieren uns dabei ausdrücklich 
gegen die Politik Wladimir Putins – und 
nicht gegen die Menschen aus und in 
Russland, von denen viele mit uns arbei-
ten und studieren und die ebenso von der 
jetzigen Entwicklung schockiert sind. Die 
Ruhr-Universität Bochum wird alles im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten tun, um zu 
helfen. Alle Mitglieder der Ruhr-Univer-
sität sind aufgefordert, sich an Hilfsakti-
onen zu beteiligen und geschlossen zu-
sammenzustehen gegen diesen Angriff 
auf die Ukraine und unser aller Frieden.“

Das Rektorat der RUB,

1. März 2022
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